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Guten Tag, 

 

folgende Themen finden Sie in dieser Ausgabe: 

 

 Keine Anerkennung einer doppelten Haushalts-

führung bei Fahrzeit zwischen Hauptwohnung 

und Tätigkeitsstätte von etwa einer Stunde 

 Ablösung eines Zinsswaps 

 Kein Werbungskostenabzug für private Umzugs-

kosten trotz Homeoffice-Zwang 

 Werbungskostenabzugsverbot für Vermögens-

verwaltergebühren 

 Gesetzliche Änderung bei Überweisungen: Ab-

gleich des Empfängernames mit IBAN (Verifica-

tion of Payee) 

 Absetzbarkeit von Rechts- und Beratungskosten 

bei Anteilsverkäufen – kein Abzug 

 Unzulässige Zweitwohnungsteuer bei Nest- oder 

Wechselmodell 

 Termine Steuern/Sozialversicherung  

mailto:stb@kroening-partner.de
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Keine Anerkennung einer doppelten Haushaltsführung bei Fahr-

zeit zwischen Hauptwohnung und Tätigkeitsstätte von etwa einer 

Stunde 

Ein Geschäftsführer war bei einer etwa 30 km entfernt ansässigen Arbeitgeberin ange-

stellt und mietete eine Zweitwohnung in ca. 1 km Entfernung von seiner Arbeitsstätte. Er 

machte einen Anspruch auf Berücksichtigung von Aufwendungen für eine doppelte 

Haushaltsführung geltend. 

Das Finanzgericht Münster wies die Klage ab (Az. 1 K 1448/22). Das Finanzamt habe hier 

zu Recht abgelehnt, bei den Einkünften des Klägers aus nichtselbstständiger Arbeit zu-

sätzliche Werbungskosten für die geltend gemachte doppelte Haushaltsführung zu be-

rücksichtigen. Der Ort des eigenen Hausstands und der Beschäftigungsort des Klägers 

fallen im Streitfall nicht auseinander, denn der Kläger könne seine Arbeitsstätte von sei-

nem ca. 30 km entfernten Hausstand aus mit dem Pkw ausweislich eines Online-Routen-

planers im Berufsverkehr innerhalb von 50 bis 55 Minuten erreichen. Da die üblichen 

Wegezeiten maßgeblich seien, sei nicht darauf abzustellen, dass die Fahrzeit nach Anga-

ben des Klägers aufgrund von Baustellen zeitweise im Einzelfall länger gedauert haben 

sollte. Außerhalb des Berufsverkehrs betrage die Fahrzeit ausweislich des Online-Rou-

tenplaners lediglich ca. 30 Minuten. 

Ablösung eines Zinsswaps 

Die Klägerin hatte zur Errichtung eines Windparks im Jahr 2008 ein Darlehen aufgenom-

men. Die Fälligkeit der letzten Rate war für den 31.03.2023 vereinbart, der Zinssatz war 

bis zum 31.03.2018 festgeschrieben. Im Jahr 2014 schloss die Klägerin mit der Darlehens-

geberin für die Restlaufzeit des Darlehens nach Ablauf der Zinsbindung einen Zinsswap. 

Dieser war so ausgestaltet, dass der Zahler der Festbeträge (die Klägerin) an jedem Zah-

lungstermin für Festbeträge den entsprechenden Festbetrag an den Zahler der variablen 

Beträge zahlt und der Zahler der variablen Beträge (die Darlehensgeberin) an jedem Zah-

lungstermin für variable Beträge den entsprechenden variablen Betrag an den Zahler der 

Festbeträge zu zahlen hatte. Sollte der variable Satz negativ sein, hatte nach der Verein-

barung der Zahler der Festbeträge an dem betreffenden Fälligkeitstag für die variablen 
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Beträge zusätzlich den als absoluten Betrag ausgedrückten variablen Betrag an den Zah-

ler der variablen Beträge zu zahlen. Später vereinbarte die Klägerin mit der Darlehens-

geberin eine feste Verzinsung für die Restlaufzeit des Darlehens und löste den Zinsswap-

Vertrag gegen Zahlung eines Ablösebetrags ab. Diesen Ablösungsbetrag machte sie als 

Betriebsausgabe geltend, was das beklagte Finanzamt unter Verweis auf die Vorschrift 

des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG ablehnte. 

Das Niedersächsische Finanzgericht entschied, dass es sich zwar bei dem Zinsswap um 

ein Termingeschäft im Sinne des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG handele, vorliegend aber zu-

gunsten der Klägerin die Rückausnahme (§ 15 Abs. 4 Satz 4 EStG) greife. Denn die Klä-

gerin habe damit ein Geschäft zur Absicherung des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs ge-

tätigt. Mit der bewirkten Zinsbindung für die Restlaufzeit des Darlehens sei der Abschluss 

der Zinsswaps geeignet gewesen, die Risiken aus dem ursprünglichen Grundgeschäft, 

dem Darlehensvertrag, abzusichern. Anders als in bisher entschiedenen Fällen sei die 

Klägerin kein weiteres Risiko (etwa durch die Verbindung mit einem Währungsswap) ein-

gegangen. Vielmehr bewirkte der Zinsswap für die Klägerin hier wirtschaftlich nur eine 

Zinsfestschreibung bis zum Darlehensende. Mit der Ablösung des Swaps habe die Klä-

gerin lediglich die Aufwendungen in einer Summe vorgezogen, die anderenfalls über die 

Restlaufzeit des Swap-Geschäfts entstanden wären. Schließlich habe der Abschluss des 

Darlehensvertrags auch zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der Klägerin gehört, weil es 

für Betreiber von Windparks üblich sei, die Anschaffung ihres Anlagevermögens durch 

Darlehen zu finanzieren. 

Hinweis 

Bei der Grundform eines Zinssatz-Swaps verpflichten sich die Vertragsparteien 

in einem festgelegten Zeitraum zu bestimmten Terminen Zahlungen von Beträgen 

in der gleichen Währung zu leisten, die zu bestimmten, unterschiedlichen Zinssät-

zen auf einen nominellen Kapitalbetrag berechnet werden. 
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Kein Werbungskostenabzug für private Umzugskosten trotz 

Homeoffice-Zwang 

Berufstätige Eheleute lebten mit 

ihrer Tochter in einer 3-Zimmer-

Wohnung und arbeiteten nur in 

Ausnahmefällen im Homeoffice. 

Ab März 2020 - bedingt durch die 

Corona-Pandemie - arbeiteten sie 

überwiegend im Homeoffice, dort 

im Wesentlichen im Wohn-/Ess-

zimmer. Ab Mai 2020 zogen sie in 

eine 5-Zimmer-Wohnung, in der 

sie zwei Zimmer als häusliches Arbeitszimmer einrichteten und nutzten. Den Aufwand 

für die Nutzung der Arbeitszimmer und die Kosten für den Umzug in die neue Wohnung 

machten sie in ihrer Einkommensteuererklärung als Werbungskosten geltend. Das be-

klagte Finanzamt erkannte die Aufwendungen für die Arbeitszimmer an, mangels beruf-

licher Veranlassung lehnte es den Abzug der Kosten für den Umzug jedoch ab. Demge-

genüber bejahte das Finanzgericht Hamburg den Werbungskostenabzug auch für die 

Umzugskosten und gab der Klage insoweit statt. Der Umzug in die größere Wohnung 

sei beruflich veranlasst gewesen, da er zu einer wesentlichen Erleichterung der Arbeits-

bedingungen der Kläger geführt habe.  

Dem folgten die Richter des Bundesfinanzhofs nicht. Sie stellten maßgeblich darauf ab, 

dass die Wohnung dem privaten Lebensbereich zuzurechnen sei, die Kosten für einen 

Wechsel der Wohnung daher regelmäßig zu den steuerlich nicht abziehbaren Kosten der 

Lebensführung zählten. Etwas anderes gelte nur, wenn die berufliche Tätigkeit des Steu-

erpflichtigen den entscheidenden Grund für den Wohnungswechsel dargestellt und pri-

vate Umstände hierfür eine allenfalls ganz untergeordnete Rolle gespielt haben. Dies sei 

nur aufgrund außerhalb der Wohnung liegender Umstände zu bejahen, etwa wenn der 

Umzug Folge eines Arbeitsplatzwechsels gewesen sei oder die für die täglichen Fahrten 

zur Arbeitsstätte benötigte Zeit sich durch den Umzug um mindestens eine Stunde täg-

lich vermindert habe. (Az. VI R 3/23). 
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Werbungskostenabzugsverbot für Vermögensverwaltergebühren 

Ein Anleger hatte im Veranlagungszeitraum 2020 erhebliche Vermögensverwaltergebüh-

ren gezahlt, die über dem Sparerpauschbetrag lagen. Diese machte er in seiner Einkom-

mensteuererklärung als Werbungskosten geltend. Das Finanzgericht Sachsen-Anhalt 

ordnete die im Streitjahr gezahlte Vermögensverwaltergebühr als Werbungskosten 

(gem. § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG) ein, die unter das Abzugsverbot (gem. § 20 Abs. 9 Satz 1 

Halbsatz 2 EStG) fallen. Dieses Abzugsverbot schließe einen Werbungskostenabzug bei 

Kapitalerträgen generell aus - nur der Sparerpauschbetrag werde berücksichtigt. Der Klä-

ger argumentierte, dass das Abzugsverbot gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 

3 Abs. 1 des Grundgesetzes) verstoße, insbesondere weil bestimmte pauschale Vermö-

gensverwaltergebühren laut des Bundesfinanzministeriums anteilig doch als Anschaf-

fungs- oder Veräußerungskosten anerkannt werden könnten.  

Die Richter des Bundesfinanzhofs wiesen die Nichtzulassungsbeschwerde gegen das Ur-

teil des Finanzgerichts als unbegründet zurück (Az. VIII B 79/24). Sie sahen keine verfas-

sungsrechtlich relevante Ungleichbehandlung und auch keine verfassungsrechtliche Fra-

gestellung, die eine Revision rechtfertigen könne. Das Werbungskostenabzugsverbot 

(gem. § 2 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 20 Abs. 9 EStG) sei auch gegenüber Anlegern höherer 

Kapitalerträge, denen Werbungskosten (hier: aus Vermögensverwaltergebühren) deut-

lich oberhalb des Sparerpauschbetrags erwachsen, eine verfassungsrechtlich zulässige 

typisierende Regelung im System der abgeltend besteuerten Kapitalerträge. 

Für Umsatzsteuerpflichtige 

Gesetzliche Änderung bei Überweisungen: Abgleich des Empfän-

gernamens mit IBAN (Verification of Payee) 

Verification of Payee (VoP) ist Teil einer neuen EU-Verordnung. Danach müssen alle Ban-

ken im Euro-Zahlungsverkehrsraum (SEPA) vor der Freigabe einer Überweisung prüfen, 

ob der Name des Zahlungsempfängers mit der angegebenen IBAN übereinstimmt (Emp-

fängerüberprüfung). Damit soll die Sicherheit im elektronischen Zahlungsverkehr weiter 

erhöht werden. 

VoP tritt am 09. Oktober 2025 in Kraft. 
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Bitte beachten Sie: Sie sind von VoP betroffen, wenn Sie SEPA-Überweisungen senden 

oder empfangen, unabhängig davon, mit welchem Übermittlungsverfahren oder mit 

welcher Software Sie arbeiten. 

1. So bereiten Sie sich vor 

Stammdatenpflege ist wichtig! Um bei SEPA-Überweisungen den korrekten Namen 

(Kontoinhabernamen) zu verwenden, können Sie bereits jetzt Folgendes tun: 

 Prüfung und Pflege von Lieferantenstammdaten: Die Namen Ihrer Zahlungsempfän-

ger müssen identisch mit deren Kontoinhabernamen sein. 

 Prüfung Ihres Unternehmensnamens bei der Rechnungsstellung: Idealerweise ent-

spricht Ihr Kontoinhabername dem Unternehmensnamen (für alle Ihre Konten, auch 

bei verschiedenen Banken). 

Tipps: 

 Ergänzen Sie Ihre Rechnungsvorlage um einen Hinweis, welchen exakten Emp-

fängernamen Ihre Kunden bei Überweisungen verwenden sollen. 

 Wenn Ihr offizieller Firmenname nicht Ihrer gängigen im Geschäftsverkehr ge-

bräuchlichen Firmenbezeichnung entspricht, dann werden Sie in Zukunft die 

Möglichkeit haben einen "Handelsnamen" bei Ihrer Bank zu hinterlegen. 

Die genauen Regeln für den Handelsnamen (Commercial Name) sind jedoch 

noch nicht geklärt. Das Thema wird derzeit von der BaFin und den Banken be-

trachtet. 

 Klären Sie interne Prozesse. Welche Folgeprozesse ergeben sich bei Ihnen im 

Falle eines Close-Match oder No-Match? 

 

Kunden frühzeitig über korrekte Empfängerdaten informieren 

Durch die Umsetzung der Empfängerüberprüfung kann es bei Ihren Kunden, die ihrer-

seits diese Überprüfung nutzen, zu Verzögerungen kommen. 
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Abweichende Empfängerdaten können zu einem Close-Match oder No-Match führen 

und Kunden bei der Freigabe der Zahlung verunsichern bzw. zu einem verspäteten Zah-

lungseingang bei Ihnen führen. Daher ist es wichtig, dass Sie Ihre Kunden frühzeitig dar-

über informieren, exakt den Namen als Zahlungsempfänger anzugeben, der bei Ihrer 

Bank für Sie als Kontoinhaber hinterlegt ist. 

Gehen Sie auf Nummer sicher: Reduzieren Sie Unsicherheiten bei Ihren Kunden, indem 

Sie diese frühzeitig über die korrekten Empfängerdaten informieren. Minimieren Sie das 

Risiko von Missverständnissen und möglichen Verzögerungen. 

2. Matches 

Die Bank führt VoP, oder auch die Empfängerüberprüfung, nach dem Einreichen einer 

Zahlung aus. Das Ergebnis folgt einem Ampelsystem mit den Ergebnissen: 

 Übereinstimmung (Match): grüne Ampel 

 Mit Abweichungen (Close-Match): gelbe Ampel (mit Rückgabe des korrekten 

Empfängernamens) 

 Keine Übereinstimmung (No-Match): rote Ampel (ohne Rückgabe des korrekten 

Empfängernamens) 

Nach Erhalt des Ergebnisses können Sie auf dessen Basis entscheiden, ob Sie die Zahlung 

freigeben oder stornieren möchten. Wie streng die Banken bei Close-Match und No-

Match vorgehen, entscheiden diese selbst. 

3. Haftung 

Die Bank haftet für die Richtigkeit der Empfängerüberprüfung und sich daraus ergeben-

der Konsequenzen im Betrugsfall. 

Das bedeutet für Sie: 

 Bei einer Falschüberweisung nach einer Übereinstimmung (Match) haftet die 

Bank. 

 

 Bei einer Falschüberweisung nach einer fehlenden Übereinstimmung (No-

Match) haften Sie. 

 Bei einer Falschüberweisung nach einer Übereinstimmung mit Abweichungen 

(Close-Match) haften Sie. 
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 Wenn Sie bei einer Sammelüberweisung auf die VoP-Prüfung verzichten (Opt-

out) haften Sie. 

 

Quelle: VoP: SEPA-Zahlungen sicher abwickeln ab Okt 2025 | DATEV 

 

Hinweis: In diesem Zusammenhang aktualisieren zahlreiche Banken auch ihre 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen! 

Für Körperschaftsteuerpflichtige 

Absetzbarkeit von Rechts- und Beratungskosten bei Anteilsver-

käufen - kein Abzug  

Eine Tochtergesellschaft, die in einem Organschaftsverhältnis zur Klägerin als Organträ-

gerin stand, veräußerte Anteile an ihrer Tochtergesellschaft - also einer Enkelgesellschaft 

der Klägerin. Die Klägerin hatte im Zusammenhang mit der Veräußerung der Enkelge-

sellschaft Rechts- und Beratungsleistungen in eigenem Namen beauftragt und die Kos-

ten daraus getragen. Das beklagte Finanzamt klassifizierte diese Ausgaben als Veräuße-

rungskosten der Tochtergesellschaft, die im Rahmen des § 8b Abs. 2 des Körperschaft-

steuergesetzes nur teilweise abziehbar seien. Die Klägerin argumentierte, dass die Kosten 

allein ihr und nicht der Tochtergesellschaft zuzurechnen und auf ihrer Ebene ohne An-

wendung des § 8b KStG in voller Höhe abzugsfähig seien. 

Das Finanzgericht Düsseldorf gab der Klage statt und ließ die streitigen Aufwendungen 

in voller Höhe zum Abzug zu (Az. 7 K 1811/21 K). Eine Zurechnung der Kosten zur Toch-

tergesellschaft komme nicht in Betracht. Bei den Aufwendungen für von der Klägerin in 

Auftrag gegebene Rechts- und Beratungsleistungen im Zusammenhang mit der Veräu-

ßerung der Enkelgesellschaft handelt es sich um Betriebsausgaben der Klägerin, die nicht 

dem Abzugsverbot (§ 8b Abs. 2 oder Abs. 3 KStG) zu unterwerfen seien. Daher seien die 

Aufwendungen in voller Höhe einkommenswirksam. Des Weiteren seien die Rechts- und 

Beratungsleistungen nicht als verdeckte Einlage zu qualifizieren. Eine verdeckte Einlage 

liege mangels eines einlagefähigen Wirtschaftsguts nicht vor, da die Klägerin in der kon-

kreten Konstellation nicht auf einen Aufwendungsersatzanspruch - etwa aus einer 

https://www.datev.de/web/de/nachrichten/gesetzliche-themen/payment-mit-datev/verification-of-payee/?utm_campaignid=payment&utmtarget=steuerberater&utm_content=vop&utm_medium=servicebrief-mai&utm_author=intern
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Geschäftsführung ohne Auftrag - verzichtet habe. Auch ein sog. abgekürzter Vertrags-

weg liege nach Auffassung der Richter nicht vor, da die rechtliche Gestaltung des Sach-

verhalts für den Abzug entscheidend sei. Eine fingierte Zuwendung komme - anders als 

z. B. im Bereich von Vermietungseinkünften - nicht in Betracht. 

Hinweis 

Die Entscheidung, die hohe Relevanz für Konzernstrukturen mit Organschafts-

verhältnissen hat, ist nicht rechtskräftig. Die Revision wurde wegen der grund-

sätzlichen Bedeutung der Frage der Anwendung des abgekürzten Vertragswegs 

bei Körperschaften vom Finanzgericht Düsseldorf zugelassen. Die Revision zum 

Bundesfinanzhof wurde eingelegt. Das BFH-Aktenzeichen ist noch nicht bekannt. 

Sonstiges 

Unzulässige Zweitwohnungsteuer bei Nest- oder Wechselmodell 

Das Verwaltungsgericht Weimar entschied, dass die Erhebung einer kommunalen Zweit-

wohnungsteuer (auch) unzulässig in Fällen des ehelichen Getrenntlebens ist, wenn und 

soweit die gemeinsamen ehelichen Kinder des zur Zweitwohnungsteuer herangezoge-

nen getrennt lebenden Elternteils mit Zweitwohnsitz im Rahmen des familiären Nestmo-

dells oder auch des Wechselmodells am Erstwohnsitz regelmäßig betreut werden (Az. 3 

K 1578/23 We). 

Im Streitfall betreute ein getrennt lebendes Ehepaar seine gemeinsamen Kinder zunächst 

im Nest- und später im Wechselmodell. Für eine Nebenwohnung in einer anderen Stadt 

sollte der Mann Zweitwohnungsteuer i. H. von 960 Euro jährlich zahlen. Eine Ausnahme 

von der Zweitwohnungsteuerpflicht sah die Erfurter Satzung nur für nicht dauernd ge-

trennt lebende Eheleute mit Zweitwohnsitz vor. Das Verwaltungsgericht hält das für ei-

nen „eklatanten“ Verstoß gegen den Schutz der Familie und den Gleichbehandlungs-

grundsatz. Die Entscheidung, die gemeinsamen Kinder im Nest- oder Wechselmodell zu 

betreuen, sei verfassungsrechtlich geschützt - und zwar genauso wie bei nicht getrennt 

lebenden Eheleuten. Eine Zweitwohnungsteuerpflicht verstoße in solchen Fällen gegen 
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Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes, sachliche Gründe für eine unterschiedliche Behandlung 

nicht getrennt lebender und getrennt lebender Eheleute seien nicht erkennbar. 

 

Impressum  

© 2025 Alle Rechte, insbesondere das Verlagsrecht, allein beim Herausgeber DATEV eG, 90329 Nürnberg 

(Verlag). Die Inhalte wurden mit größter Sorgfalt erstellt, erheben keinen Anspruch auf eine vollständige Dar-

stellung und ersetzen nicht die Prüfung und Beratung im Einzelfall. 

Die enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. Die Verwendung der Inhalte und 

Bilder im Kontext dieser Mandanten-Monatsinformation erfolgt mit Einwilligung der DATEV eG.  

Eine Nutzung für Zwecke des Text- und Datamining (§ 44b UrhG) sowie für Zwecke der Entwicklung, des 

Trainings und der Anwendung (ggf. generativer) Künstlicher Intelligenz, wie auch die Zusammenfassung und 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Juni/Juli 2025 

Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.20251 10.07.20252 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2025 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2025 entfällt 

Umsatzsteuer 10.06.20253 10.07.20254 

Ende der Schonfrist obiger 

Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung5 13.06.2025 14.07.2025 

Scheck6 10.06.2025 10.07.2025 

Sozialversicherung7 26.06.2025 29.07.2025 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 

Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 

Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zu-

ständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszah-

lern ohne Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 

einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zah-

lung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 

erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 
6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 
7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fäl-

lig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen 

gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle 

bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.06.2025/25.07.2025, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Re-

gionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch ex-

tern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 

den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 

auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 


